
Aargau

Marianne Binder gibt morgen Dienstag das Präsidium
der Mitte Aargau weiter. Im Interview blickt sie zurück,
spricht über ihr Verhältnis zu ihrem Kollegen
Thierry Burkart und erzählt, warum die
Unterlisten-Flut ihrer Partei geholfen hat.

«DerName
wurdezum
Programm»

Interview: Eva Berger

Marianne Binder kommt für das Ge-
spräch mit der AZ in den Newsroom
nach Aarau. Wann genau sie hier sein
würde, wusste sie vorher nicht – das
hänge von der Dauer der Kommissions-
sitzung in Bern ab. Nach dem Interview
muss die Ständerätin rasch weiter ins
Zurzibiet, dort hat sie, als Parteipräsi-
dentin, den nächsten Termin. Gestresst
wirkt die 65-Jährige deswegen nicht,
schliesslich übernehme sie alle ihre
Aufgaben sehr gerne. Dass sie am Par-
teitag vom Dienstag das Präsidium
nach acht Jahren weitergeben kann,
gebe aber etwas Luft in ihrer Agenda.
Darauf freut sie sich.

AlsSie 2016CVP-Aargau-Präsiden-
tinwurden,warenSieGrossrätin.
2019 schafftenSie es indenNatio-
nalrat, 2023 indiekleineKammer.
HabenSiebei IhremAntritt 2016
damit gerechnet, dasPräsidium
einstalsStänderätinweiterzugeben?
MarianneBinder:Man sollte nie zu stark
selber mit einem politischen Mandat
rechnen. Ich hoffte aber immer, dass
die Partei zulegen kann, dafür habe ich
mich eingesetzt. Wir haben gemeinsam
auf diese Ziele hingearbeitet und wur-
den belohnt. Als wir bei den National-
ratswahlen 2019 einen Sitz dazu ge-
wonnen haben, war das für mich ein
riesiger Glücksmoment.

Wäre IhreKarriereohnedas
Parteipräsidiumanders verlaufen?
In unserer Partei kann man sicher auch
viel erreichen, ohne sie geleitet zu ha-
ben. Das zeigte unter anderen Ruth
Humbel.

GebenSiediePartei jetzt in gute
Hände?
Ja, und ich würde es noch nicht tun,
wäre dies nicht garantiert. Edith Saner
und Karin Koch Wick sind ein Glücks-
fall, ein Power-Duo mit viel Erfahrung
in der kantonalen Politik. Da das Präsi-
dium enorm viel Arbeit bedeutet, halte
ich eine Co-Leitung zudem für effizien-
ter als eine Einzelbesetzung. Es ist ein
Wechsel für noch mehr Schub in der
Mitte.

IhreNachfolgemüsseaus
demGrossenRatkommen,
heisst es.WarumsindSie
Parteipräsidentingeblieben, als
Sie 2019 indenNationalrat
gewähltwurden?
Bei meiner Wahl in den Nationalrat hat-
te ich das Präsidialamt erst seit drei
Jahren inne und wir wollten den Schub
aus den Wahlen erhalten. Dazu stand
der Namenswechsel an. Diese Partei-
reform habe ich als Mitglied des natio-
nalen Präsidiums stark mitgeprägt. Es
war mir wichtig, die neue Strategie als
Präsidentin selber im Aargau umzuset-
zen, das vermittelte Konstanz.

DieAargauerKantonalparteiwar
imJanuar 2021die erste, diemit
derBDP fusionierte.HatdieMitte
heute jene Identität, die sie sich
wünschte?
Ja. Einen Aderlass gab es nicht. Die Par-
tei wird noch immer von denselben
Leuten getragen – aber es sind auch
viele Neue und Junge dazugekommen.
Die Mitte ist nicht einfach CVP mit et-
was BDP, sondern eine neue Kraft. Ich
spüre diese Aufbruchstimmung.

DerNamewurdezuBeginn
etwasbelächelt…
Der Name drückt aus, was wir staats-
politisch sind: eine lösungsorientierte
Partei im politischen Zentrum, die die
Konkordanz abbildet. Ich werde seit
dem Namenswechsel kaum mehr ge-
fragt, wofür wir eigentlich stehen. Der
Name wurde zum Programm. Es ist
eine Identität, die Hoffnung macht.
Eben hat die Mitte im Thurgau drei Sit-
ze dazugewonnen, das ist auch im Aar-
gau unser Plan.

DasC für«christlich» imNamen
abzulegen, hielteneinige für
riskant.Hat es geschadet?
Nein, im Gegenteil. Das «C» im Namen
machte uns halt für viele zu einer Art
Kirchenpartei. Das schreckte teilweise
ab. Jetzt nimmt man uns vermehrt so
wahr, wie wir das gerne hätten: als Par-
tei, die für den Zusammenhalt sorgt.

MitMayaBally ist seit letztem
Herbst eineAargauerMitte-Vertre-
terin imNationalrat, die ausder
BDPgekommen ist. Ist das ein
Zeichen für einegelungeneFusion?
Ja, das ist es. Wir sind eine Partei ge-
worden. Die Integration ist eine Selbst-
verständlichkeit, sie ist heute gar kein
Thema mehr. Und es kommen neue,
junge Kräfte.

An«jung»denktmanbei der
Mittenichtunbedingt, das
Durchschnittsalter scheint
höher als in anderenParteien…

…WirhabenmitNandoSuter inReitnau
immerhin den jüngsten Gemeindeprä-
sidentendesKantons.DergrosseRat ist
auch stark verjüngt. Die Jungen auf die
Wahllisten zu bringen, das war eine der
Ideen hinter den vielen Unterlisten:
NeuezumMitmachenzuanimierenund
dannÄmterübernehmenzulassen.Die-
ses Vorgehen hat auch einen Schub bei
Frauen-Kandidaturenbeiunsausgelöst.

DieListenflut, die Sie 2019mitder
CVP losgetretenhaben, steht inder
Kritik.Morgenberät derGrosseRat
über eineparlamentarische Initia-
tive gegenUnterlisten.WürdenSie
sichgegeneinVerbotwehren?
Ich nehme die Kritik ernst, aber die
Unterlistensindein Instrument,beiden
Leuten die Freude an der Politik zu we-
cken. ImmerbeklagtmandiePolitikver-
drossenheit und wenn die Leute dann
politisieren, ist es auch wieder nicht
recht. Für unsere Partei waren diese
Mitmachlisten eine Erfolgsgeschichte.

DieMitteAargau tritt zudenRegie-
rungsratswahlenmitdemBisheri-
genMarkusDiethan.Warumgreift
sieden fünftenSitznicht an?
Wir sehen uns mit Markus Dieth bes-
tens vertreten.

Wermüsste aus Ihrer Sichtden frei
werdendenSitz vonAlexHürzeler
besetzen?

Zur Person

Marianne Binder, 65, wurde im Novem-
ber 2023 im zweiten Wahlgang, vor
SVP-Nationalrat Benjamin Giezen-
danner, für den Aargau in den Ständerat
gewählt. 2019 hatte sie den Sprung vom
Grossen Rat in den Nationalrat ge-
schafft und für ihre Partei, damals noch
die CVP, den zweiten Sitz geholt. Seit
2016 ist Marianne Binder Präsidentin
der CVP Aargau, seit Januar 2021 der
Mitte. AmParteitag vom23. April gibt sie
das Präsidium weiter. Binder wohnt in
Baden, sie ist verheiratet, hat zwei er-
wachseneKinder sowiemehrere Enkel-
kinder. (eva)
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Marianne Binder ist seit
einigenMonaten neu
Ständerätin – und bald
nicht mehr Parteipräsiden-
tin der Mitte Aargau.
Bild: Alex Spichale

SollMordnicht
mehrverjähren?
Der Aargauer Regierungsrat ist dagegen,
dass neu eine Unverjährbarkeit gelten soll.

Philipp Zimmermann

EinMordverjährt inderSchweiz
nach dreissig Jahren. Seit eini-
gen Jahren ist in der Schweiz
eine Debatte darüber im Gange,
ob dies sinnvoll ist. Auslöser ist
eine St.Galler Standesinitiative.
Diese forderte «keine Verjäh-
rungsfristen für Schwerstverbre-
cher», weil Täter dank Techni-
ken wie DNA-Analysen noch
Jahre später überführt werden
können.

Anfang Jahr hat die Rechts-
kommission des Ständerats eine
Vernehmlassung eröffnet. Sie
will die Initiative nun aber nicht
wortgetreu, jedoch teilweise
umsetzen. Mord soll im Strafge-
setzbuch und im Militärstrafge-
setz unverjährbar werden, nicht
aber im Jugendstrafrecht. Bei
anderen schweren Delikten, bei
denen Beschuldigten auch eine
lebenslange Freiheitsstrafe
droht, will die Kommission die
Verjährung nicht antasten.

Die Vernehmlassung endete
diese Woche. Der Aargauer Re-
gierungsrat hat sich bereits zum
Thema geäussert. Er will an der
Verjährungsfrist festhalten und
nennt drei Argumente.

1. FalscheErwartungen,
schwierigereErmittlungen
DieUnverjährbarkeit könnte fal-
sche Erwartungen schüren und
die Beweisführung werde mit
der Zeit «trotz allfälliger neuer
technischer Möglichkeiten im-
mer wieder schwieriger».

2.MarginaleVerbesserung
derAufklärungsquote
Die Unverjährbarkeit von Mord
werde höchstens marginal zur
Verbesserung der Aufklärungs-
quote beitragen. «Ungeklärte
Tötungsdelikte ergeben sich
einerseits dann, wenn ein Ver-
dacht gegen eine bestimmte
Person besteht, diese jedoch
nicht aufgefunden werden
kann», schreibt er. Bei anderen
Fällen gebe es trotz intensiver
Ermittlungen keine Hinweise
auf die Täterschaft. «In beiden
Konstellationen würde die Un-
verjährbarkeit von Mord im Ver-
gleich zur heutigen Verjährung
nach dreissig Jahren nichts We-

sentliches zur Verbesserung der
Aufklärungsquote beitragen.»

Mord unterscheide sich von
Tatbeständen, die unverjährbar
sind, nämlich Verbrechen gegen
die Menschlichkeit (Völkermord
und Kriegsverbrechen). Hier
könnten beispielsweise aus poli-
tischen Gründen während Jah-
ren oder gar Jahrzehnten keine
Ermittlungen gegen die Täter-
schaft geführt werden. Zudem
gebe es in der Regel viele Opfer.
Bei Delikten aus dem Sexual-
strafrecht erhielten die Behör-
den erst viele Jahre nach den Ta-
ten Kenntnis von diesen. «Bei
solchen Tatbeständen ist die
Unverjährbarkeit im Gegensatz
zu Mord sinnvoll.»

3.GrössererUnterschiedbei
Verjährungsfrist
Als stossend bezeichnet der Re-
gierungsrat die unterschiedli-
chen Verjährungsfristen von
Mord und vorsätzlicher Tötung
oder Vergewaltigung. Diese ver-
jährennachfünfzehnJahren.Der
Regierungsrat kritisiert deshalb,
dasssichderUnterschiedmitder
Gesetzesänderung vergrössern
würde.UnterschiedlicheVerjäh-
rungsfristen könnten dazu füh-
ren, dass ein Gerichtsentscheid
zur rechtlichen Qualifizierung
einer Tötung dazu führt, ob ein
VerfahrenwegenVerjährungein-
gestellt werden muss oder ein
Urteil gefällt werden kann.

Vor der Vernehmlassung
kam es zu mehreren hauchdün-
nen Entscheiden. Diese zeigen,
wie umstritten das Thema ist.
Im zweiten Anlauf hatte der
Ständerat die Standesinitiative
mit 21 zu 20 angenommen. Zu-
vor hatte der Nationalrat sie mit
90 zu 89 Stimmen, bei 10 Ent-
haltungen gutgeheissen.

Wegen eines sogenannten
Cold Case, dem «Kristallhöh-
lenmord», brachte der St.Galler
SVP-Nationalrat Mike Egger das
Thema auf politisches Parkett,
als er noch Kantonsrat war. 1982
waren zwei Mädchen einige Wo-
chen nach der Tat nahe der Kris-
tallhöhle im St.Galler Rheintal
tot aufgefunden worden. Ein Er-
mittler erzählte Egger später,
dass die Verjährung für Angehö-
rige eine Qual sei.

Bei Majorzwahlen gibt es kein Abonne-
ment für einen Sitz, auch für die gröss-
te Partei nicht. Es sind Persönlichkeits-
wahlen.

Braucht es eineFrau inder
Regierung?
Das würde ich mir sehr wünschen, ja.
Frauseinallein ist zwarkeinpolitisches
Programm. Aber jetzt ist es so: Von den
sieben Aargauer Majorz-Mandaten ge-
hörtnureineseinerFrau:unserStände-
ratssitz.Ganzoffensichtlich istdieskei-
ne ausgewogene Geschlechtervertre-
tung. Doch es zeichnen sich jetzt ja
Frauenkandidaturen ab.

Sie sind seit knapp 140Tagen im
Ständerat.Warder Schritt vonder
grossen indiekleineKammer
schwierig?
Schwierig nicht, aber die Arbeitslast hat
sich schon sehr erhöht und die Debat-
tenkultur ist völlig anders. Wer den
Lärmpegel des Nationalratssaals kennt
und in die Stille des Ständerates wech-
selt, erlebt beinahe einen kleinen Kul-
turschock. Man hört einander zu und
wenn man wollte, könnte man zu jedem
Geschäft das Wort ergreifen. Auch die
parteipolitische Bindung ist anders. Mir
gefällt es ausserordentlich gut im Stän-
derat, es ist ein sensationelles Privileg,
dort den Aargau zu vertreten. Der Kan-
ton und seine Haltung haben einen
grossen Einfluss, das gehört zum Amt.

Wie ist IhrVerhältnis zumanderen
AargauerVertreter imStöckli,
zuThierryBurkart?
Gut, wir tauschen uns aus. Ich habe
selbstverständlich seinem Postulat be-
treffend Sicherheit der Kernkraftwerke
zugestimmt – das ist auch im Interesse
des Aargaus. Wir arbeiten zusammen,
das heisst aber nicht, dass wir immer
gleichgeschaltet sind. Ich habe schliess-
lich eine ausgewogene Standesvertre-
tung versprochen und es gibt einige
knappe, aber wichtige Entscheidungen,
die genau diese Ausgewogenheit ab-
bilden und mit der sogenannten «un-
geteilten Standesstimme» anders her-
ausgekommen wären. Ich wechsle auch
nicht meine Meinung zu einzelnen Ge-
schäften gegenüber dem Nationalrat,
weil ich jetzt im Ständerat bin. Dem
Gegenvorschlag zur Biodiversitätsini-
tiative stimmte ich zu.

LetzteWochehatderNationalrat
dasVerbot vonNazisymbolik
überwiesen.DasAnliegen stammt
ursprünglichvon Ihnen.Können
Siehinterdem jetzigenBeschluss
stehen?
Der Nationalrat hat klare Kante gezeigt
gegen den Antisemitismus. Ich bin er-
leichtert. Mit meiner Motion wollte ich
dieNazisymbolik imöffentlichenRaum
verbieten. Das hat der Nationalrat jetzt
im ersten Schritt getan. In Zeiten galop-
pierender Geschichtsvergessenheit
braucht es die starke Ansage gegen Na-
zifahne, Hitlergruss und Hakenkreuze.
Die sieht man ja nicht einfach an Ver-
anstaltungen von Neonazis, sondern
auch an hamasfreundlichen Demos. Im
Sommer entscheidet der Ständerat
darüber.

Inwiefernhat sichdieseDiskussion
seit derEskalierungdesNahost-
konflikts imOktober verändert?
Am Anfang war die Diskussion auf das
furchtbare Massaker der Hamas fokus-
siert, eines der schlimmsten Pogrome
seit dem Zweiten Weltkrieg. Und im-
mer noch sind über 130 Geiseln da. Ich
konntemitAngehörigensprechen–die-
se Berichte sind nicht auszuhalten. So-
bald Israel sich aber wehrte, schlug das
Pendel in der öffentlichen Meinung um
und Israel wurde zum Täter. Einfach an
alle gerichtet, die meinen, Israel sei ein
homogenes Gebilde und keine Demo-
kratie mit Meinungsvielfalt: Netanyahu
steht sehr in der Kritik für eine Politik,
die der Entspannung nicht förderlich
ist. Mit ganzem Herzen hoffe ich selber
immer noch auf zwei Staaten, die
nebeneinander existieren können. Mit
der Terrorgruppe Hamas ist das aber
eine Illusion. Sie will Israel vernichten.

DerAntisemitismushat auch im
Aargauzugenommen.Wasmuss
geschehen, ausser einemVerbot
der Symbole?
Mit dem Verbot der Symbole allein geht
der Antisemitismus nicht aus den Köp-

fen, aber sie schärfen das Bewusstsein.
Die Schulen sind gefordert, aber auch
die Erziehenden zu Hause. Des Weite-
ren fordere ich schon lange, die Gebets-
häuser auf eine Übernahme durch Ra-
dikale zu durchkämmen. Das ginge
weder gegen die Grundrechte noch
gegen die Musliminnen und Muslime.
Im Gegenteil. Es geht um den Schutz
aller Menschen im Rechtsstaat. Wären
irgendwelche durchgeknallte christli-
che Sekten unterwegs, wären wir auch
sehr interessiert daran, dass unsere
Kinder nicht radikalisiert werden und
der Rechtsstaat uns schützt. Wir pfle-
gen viel zu viel Toleranz gegen Intole-
ranz und hebeln so den Rechtsstaat aus.

Neu ist derNahostkonfliktnicht,
warumist dieDebatte jetzt so
hitzig?
Weil der Konflikt einen neuen Höhe-
punkt erreicht hat und das Leid der Zi-
vilbevölkerung auf beiden Seiten nie-
manden kaltlässt. Aber allen Juden
dafür die Schuld zu geben, ist ja nicht
neu. Antisemitismus ist wie Gülle unter
morschen Balken. Tritt man etwas fest
darauf, quillt sie sofort durch die Lö-
cher. Gleichzeitig gilt Geschichte heute
vermehrt als eine Frage der Meinung,
nicht der Fakten. Das ist gefährlich. Der
Geschichtsunterricht muss gestärkt
werden. Vielleicht würde es sich loh-
nen, beim Zweiten Weltkrieg zu begin-
nen, nicht bei den Pfahlbauern. Die
Geschichtslosigkeit haut mich um. Und
ich stelle sie auch im Zusammenhang
mit der Ukraine fest.

DerKrieg inderUkraine tobt
inzwischen seit über zwei Jahren.
Verhält sichdie Schweiz richtig?
Nein, sie zögert – und tut sie das zu lan-
ge, steht sie plötzlich allein da. Dieser
Krieg in Europa betrifft auch die Sicher-
heit der Schweiz im Nerv. Es braucht
entschlossenes Handeln gegen Putins
Terror in der Ukraine. Jetzt. Wir können
mit der Hilfe nicht bis nach dem Krieg
warten. Die Infrastruktur wird täglich
zerstört und muss repariert werden.
Wasserfassungen, Energiequellen. Die-
se Hilfe widerspricht der Neutralität
nicht und wir könnten diesbezüglich
sehr viel mehr tun. Ich verstehe hier die
Kritik gewisser Kreise an den USA
schlicht nicht. Ausgerechnet in Europa.
Denn: Gewinnt der Diktator Putin, ver-
liert das freie Europa. Wir müssen in
die Ukraine investieren und in die Ar-
mee. Und vor allem enger mit der Nato
zusammenarbeiten. Es ist das einzige
Rezept gegen die Eskalation.

Zurückzu Ihnen.WarumwarenSie
gerneParteipräsidentin?
In so einer Position interessiert es die
Leute plötzlich, was man zu sagen hat.
Das ist doch ich ein ziemlicher Vorteil
(lacht).

Waswar Ihr schönsterMoment in
diesen Jahren?
Als mich meine Partei zur Präsidentin
wählte als erste Frau in diesem Amt.
Gut in Erinnerung ist mir der Wahlauf-
takt 2019 geblieben, als wir mit oran-
gen Ballonen durch Baden marschiert
sind. Und dann natürlich, als wir bei
den Wahlen zulegen konnten und den
zweiten Sitz holten. Bei den Grossrats-
wahlen nochmals. Die Eroberung des
Ständeratsmandates war schlicht über-
wältigend. Es war eine tolle Zeit, die
Partei wurde ein bisschen auch zur Fa-
milie.

Waswarenweniger schöneSachen
alsParteipräsidentin?
Es gab auch weniger gute Momente in
meiner Amtszeit. Sie sind öffentlich.
Ich wärme sie jetzt nicht auf. Und man
steht natürlich generell als Politikerin
im Fokus, teilweise durch sehr unsach-
liche, unappetitliche, auch anonyme
Post. Aber das stecke ich wie alle meine
Kolleginnen und Kollegen einigermas-
sen locker weg.

«InZeitender
Geschichtsver-
gessenheit
brauchtesdie
starkeAnsage
gegenNazifahne,
Hitlergrussund
Hakenkreuze.»

Hundohnegültige Impfung
ausTollwutgebieteingeführt
Strafbefehl Ein 33-Jähriger aus
dem Bezirk Lenzburg wollte im
September einen Hund aus Bul-
garien holen. Der Staffordshire
Bullterrier wurde vor der Abrei-
se geimpft und drei Tage später
in die Schweiz eingeführt. Da
Bulgarien als Tollwut-Risiko-
land gilt, hätte der Mann drei
Wochen warten müssen. Toll-
wutimpfungen sind erst nach
21 Tagen gültig, somit hatte der
Hund bei der Einreise keinen
gültigen Impfschutz.

Laut einem Strafbefehl der
Aargauer Staatsanwaltschaft
hielt der Beschuldigte den

Mischling, ohne den Hund in-
nerhalb von zehn Tagen bei der
Tierdatenbank «Amicus» regis-
trieren zu lassen und bei der Ge-
meinde anzumelden.

Dazu gehört der Stafford-
shire Bullterrier zu den Rassen
mit erhöhtem Gefährdungs-
potenzial. Der Mann hatte keine
kantonale Bewilligung, obwohl
er diese bei der Einfuhr hätte
einholen müssen. Der Aargauer
wurde wegen diesen Vergehen
per Strafbefehl zu einer Busse
von 400 Franken sowie Gebüh-
ren in der Höhe von 500 Fran-
ken verurteilt. (at/az)
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